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Der Erfolg hat vie le Väter, heißt es im Sprichwort, der Mißer­
folg ist eine Waise. Wenngleich zur Zeit noch ke ineswegs fest­
steht, ob der Vorschlag der Bundesrepublik Deutschland, die 
Vereinten Nationen sollten eine Konvention gegen Geise lnah­
me erarbeiten, e inen erfolgreichen Abschluß finden wird, so 
erscheint die Vaterschaft der Bonner Initiative doch umstri t ­
ten. Weder im Auswärtigen Amt in Bonn noch in der U N O -
Mission der Bundesrepublik in N e w York vermag m a n sich 
angeblich zu erinnern, wer als erster auf die Idee zu dieser 
Initiative gekommen ist. 
Wer auch immer der Vater sein mag: Durch den Konsensus-
Beschluß der UNO-Generalversammlung v o m 15. Dezember 
1976, e inen Sonderausschuß zur Ausarbeitung einer K o n v e n ­
tion gegen Geiselnahme ins Leben zu rufen1 , haben sich die 
Vereinten Nationen zum ersten Mal e inen eigenständigen Vor­
schlag der Bundesrepublik Deutschland zu eigen gemacht. Mit 
dem Konsens hat die Bundesregierung ihr Ziel freilich noch 
nicht erreicht. Erst mit der Verabschiedung eines K o n v e n ­
tionsentwurfes, in dem die Bestrafung oder Auslieferung von 
Geiselnehmern gefordert wird, dürfte die Bundesregierung 
mit Fug und Recht von einem erfolgreichen Abschluß spre­
chen. Aber auch schon die posit ive Vorentscheidung der Gene­
ralversammlung ist in den Vereinten Nationen als Beispiel 
gelungener diplomatischer Koordinierung und Planung aner­
kannt worden — ein beachtlicher Erfolg angesichts der erst 
wenige Jahre währenden aktiven Mitwirkung der Bundesre­
publik Deutschland in den Vereinten Nationen. Ihre Absicht, 
den Vereinten Nationen e inen Vorschlag zur Ausarbeitung e i ­
ner Konvention gegen Geiselnahme vorzulegen, kündigte die 
Bundesregierung der Weltorganisation a m 12. Juli 1976 an. 
Sie wählte dazu als Forum den Sicherheitsrat, der sich in j e ­
nen Tagen auf Antrag afrikanischer Staaten mit der israeli­
schen Aktion zur Befreiung v o n Geiseln auf dem Flughafen 
von Entebbe in Uganda befaßte. Mit Botschafter von Wech­
mar, dem Chef der UNO-Vertretung der Bundesrepublik 
Deutschland, nahm dabei erstmals e in Bonner Diplomat am 
Hufeisentisch des Sicherheitsratssaales Platz — mehrere Mo­
nate bevor die Bundesrepublik für die Jahre 1977 und 1978 
ordentliches Mitglied des Fünfzehn-Mächte-Gremiums wurde. 
Damals war von Wechmar Gast mit Rede- , doch ohne S t i m m ­
recht. 
Dieser Ankündigung waren intensive Sondierungen des A u ­
ßenministeriums vorausgegangen. Schon im Frühjahr hatte 
das Auswärtige Amt in verschiedenen Hauptstädten sondieren 
lassen. Bonner Diplomaten wiesen auf die Notwendigkeit hin, 
die internationale Rechtshilfe gegen Geiselnahme zu verstär­
ken, und informierten sich in ausgesuchten Schlüsselstaaten, 
w i e die internationale Gemeinschaft einen Vorschlag zur A u s ­
arbeitung einer besonderen Schutzkonvention gegen Geisel­
nahme aufnehmen würde. 
Die Bundesregierung stieß mit ihrer Initiative in eine Lücke 
des internationalen Schutzrechtes. Diese Feststel lung ist wich­
tig, denn es kam der Regierung nicht auf Bekräftigung bereits 
bestehender Übereinkommen an, sondern auf die Schaffung 
neuen Völkerrechts. Nicht, daß die Bundesregierung auf einen 
völlig weißen Flecken in der internationalen Rechtslandschaft 
traf: immerhin exist ieren bereits internationale Übereinkom­
men gegen Geiselnahmen, doch blieben diese auf einen b e ­
st immten Personenkreis (Diplomatenschutz-Konvention) oder 
auf einen best immten Bereich (Übereinkommen der Internatio­
nalen Zivil-Luftfahrtorganisation (International Civil Av ia ­
tion Organization, ICAO) zur Sicherung des internationalen 

Luftverkehrs) beschränkt. Mit ihrer Init iative verfolgte die 
Bundesregierung dagegen das Ziel einer wel twei ten Koopera­
tion der Staaten bei der Verfolgung oder Auslieferung von 
Geiselnehmern, und zwar für die überwiegende Mehrzahl der 
Fälle von Geiselnahmen, für die die bereits bestehenden Uber­
e inkommen nicht gelten. 
Das Auswärtige Amt klopfte d ie internationale Staatenge­
meinschaft in zwei Phasen hinsichtlich des Echos auf die g e ­
plante Geiselnahme-Init iat ive ab. Zunächst ließ es im Rah­
men der Europäischen Gemeinschaft, dann bei Ländern der s o ­
genannten westeuropäischen Gruppe und darüber hinaus bei 
denjenigen Staaten sondieren, die in Bonn als gemäßigt oder 
in diesem speziellen Fall als interessiert galten. Die zweite 
Sondierungsphase erstreckte sich vor al lem auf afrikanische 
und arabische Staaten. Daraufhin konnte sich das Außenmi­
nisterium ein ziemlich genaues Bild darüber machen, welche 
der befragten Staaten eine Bonner Geiselnahme-Init iat ive 
wi l lkommen heißen würden und von welcher Seite Ablehnung 
oder Gleichgültigkeit zu erwarten wäre. Dies galt mit einer 
Einschränkung: in seltener Einmütigkeit ließen weder China 
noch die Staaten des Ostblocks durchblicken, was sie von der 
Idee aus Bonn hielten. Das Ergebnis der Demarchen: das A u s ­
wärtige Amt gewann den Eindruck, daß der Vorschlag bei 
einer breiten Mehrheit auf fruchtbaren Boden fallen würde. 
Diese Einschätzung teilte auch UNO-Generalsekretär Kurt 
Waldheim. Er begrüßte im Juli 1976 die Bonner Initiative 
und meinte, daß der Boden für Aktionen zur Bekämpfung 
des Terrorismus jetzt »viel fruchtbarer« sei als noch vor e ini­
gen Jahren2 . 
Waldheim wußte, w o v o n er sprach: vier Jahre zuvor, im Jahre 
1972, hatte er unter dem Eindruck des Massakers bei den 
Olympischen Spielen in München der internationalen Gemein­
schaft vorgeschlagen, Maßnahmen zur Bekämpfung des Inter­
nationalen Terrorismus auszuarbeiten, e in Vorschlag, der in 
der westl ichen Welt wärmstens begrüßt wurde. Der General­
sekretär mußte miterleben, w i e arabische und afrikanische 
Staaten im Namen von Befreiungsbewegungen seinen Vor­
schlag so abänderten, daß er zum Schluß bis zur Unkenntl ich­
keit verzerrt war und keinerlei Aussichten bot, dem ange­
strebten Zweck zu dienen. Waldheim hatte »Maßnahmen zur 
Verhinderung des Internationalen Terrorismus« angeregt. Was 
mit diesem Vorschlag dann nach e n d - und fruchtlosen Debat­
ten geschah, läßt sich am Beispiel des Titels demonstrieren, 
der in der 31. Generalversammlung unter dem Tagesordnungs­
punkt 113 zur Debatte stand: 
Maßnahmen zur Verhinderung von internationalem Terrorismus, der das Leben unschuldiger Menschen bedroht oder vernichtet oder menschliche Grundfreiheiten gefährdet, sowie Untersuchung der Ursachen derjenigen Formen von Terrorismus und Gewalt­akten, die in Elend, Enttäuschung, Leid und Verzweiflung wur­zeln und manche Menschen bei dem Versuch der Herbeiführung radikaler Veränderungen zum Opfer von Menschenleben, ein­schließlich ihres eigenen, veranlassen: Bericht des Ad-hoc-Aus­schusses für Fragen des internationalen Terrorismus. 
Dieser langatmige Titel reflektierte noch die zu Beginn der 
70er Jahre besonders stark ausgeprägte Besorgnis gewisser 
arabischer und afrikanischer Staaten, der Westen könne v e r ­
suchen, internationale Aktionen zur Bekämpfung des Terro­
rismus als Waffe gegen Maßnahmen legit imer Befreiungsbe­
wegungen einzusetzen. Inzwischen, im Jahre 1976, begann sich 
in der Staatengemeinschaft allerdings mehr und mehr die Auf­
fassung durchzusetzen, daß ein Eintreten für internationale 
Maßnahmen gegen den Terrorismus nicht unbedingt mit einer 
Gegnerschaft gegen die legit imen Bestrebungen von Befrei ­
ungsbewegungen gleichzusetzen sei. Der Uberfall einer Gruppe 
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aus männlichen und weiblichen Terroristen verschiedener 
Herkunftsländer auf eine OPEC-Ministerkonferenz in Wien 
zeigte unmißverständlich, daß weder ein bestimmter Paß 
noch Zugehörigkeit zu einer progressiven Ländergruppe ei ­
nen Schutzbrief gegen internationale Terrorakte darstellen. 
Aus taktischen Überlegungen heraus entschied sich das A u s ­
wärtige Amt, seine eigene Geiselnahme-Init iat ive aus der b i s ­
lang fruchtlosen Terrorismus-Debatte herauszuhalten und den 
Vorschlag daher auch nicht dem damit befaßten Tagesord­
nungspunkt 113 zuzuschlagen. Aber die Generalversammlung 
begann am 21. September 1976, ohne daß die Bundesregie­
rung einen eigenen Tagesordnungspunkt zu ihrer Geiselnah­
me-Init iat ive beantragt hatte. Bundesaußenminister G e n ­
scher trat am 28. September im Rahmen der sogenannten G e ­
neraldebatte der Generalversammlung vor die Delegierten der 
Welt und erklärte: »Die Bundesregierung hält es für erforder­
lich, daß die Vereinten Nationen eine Konvention ausarbeiten, 
die die Geiselnahme international ächtet und gewährleistet, 
daß die Täter entweder ausgeliefert oder im Land ihrer Er­
greifung vor Gericht gestellt werden.« Keiner der über 500 
Millionen jährlichen Linienflug-Passagiere, so warnte G e n ­
scher, könne sicher sein, daß er nicht das nächste Opfer sein 
werde. Die Geiselnahme sei nicht das Problem dieses oder 
jenes Staates, sondern sie gehe alle Nationen an. Von den Ver­
einten Nationen werde erwartet, daß sie alle Möglichkeiten 
ausschöpften, »um dieser Methode brutaler Gewaltanwendung 
Einhalt zu bieten.«3 

II 
Unmittelbar nach der Rede des Ministers überreichte die 
Ständige Vertretung der Bundesrepublik Deutschland dem 
Generalsekretär einen formellen Antrag, den von Genscher 
skizzierten Vorschlag als zusätzlichen Tagesordnungspunkt 
»dringender und wichtiger Natur« nach Regel 15 der G e ­
schäftsordnung auf die Tagesordnung der 31. Generalver­
sammlung setzen zu lassen. Diesem Antrag gab der Präsidial­
ausschuß der Generalversammlung (General Committee), dem 
die Vorbereitung und Abwicklung der Tagesordnung obliegt, 
am 4. Oktober 1976 einstimmig statt; in ihm war auch die 
Bundesrepublik Deutschland vertreten. Die UNO-Mission der 
Bundesrepublik wertete die Tatsache, daß keiner der im Prä­
sidialausschuß vertretenen Staaten aus allen fünf Regional­
gruppen der UNO gegen die deutsche Initiative Widerspruch 
erhob, als ein ermutigendes Zeichen. Die Entscheidung des 
Ausschusses entsprach der Unterstützung, die zahlreiche A u ­
ßenminister und UNO-Botschafter aus Afrika, Asien, Europa 
und Lateinamerika schon während der ersten Woche der G e ­
neraldebatte dem Bonner Vorschlag zuteil werden ließen. Im 
Ausschuß hatte lediglich Guinea Bedenken gegen die Initiative 
angemeldet, aber nicht formell Widerspruch erhoben. Auch in 
der Generaldebatte war sie von niemandem abgelehnt w o r ­
den. Schützenhilfe hatte der Plan dagegen schon am ersten 
Tag der Generaldebatte bekommen. Der holländische Außen­
minister van der Stoel empfahl der Versammlung im Namen 
der Europäischen Gemeinschaft die Annahme der Bonner 
Initiative, und auch die Außenminister Norwegens, Costa Ri ­
cas, Venezuelas und Spaniens forderten internationale Maß­
nahmen gegen den Terrorismus. Bei Ende der Generaldebatte 
hatten 24 Staaten den Vorschlag ausdrücklich befürwortet, 
und sechs weitere sprachen sich al lgemein für internationale 
Maßnahmen gegen Terrorakte aus. 
Die erwähnte einstimmige Empfehlung des Präsidialausschus­
ses, den Bonner Vorschlag als gesonderten Punkt auf die Ta­
gesordnung zu setzen, wurde noch am 4. Oktober vom Plenum 
der Generalversammlung ohne förmliche Abst immung ange­
nommen. Das >German Item<, wie man die Geise lnahme-Ini­
tiative in den UNO-Korridoren nannte, wurde 123. Punkt der 
Tagesordnung und, den Vorstellungen der UNO-Mission der 
Bundesrepublik entsprechend, dem für Rechtsfragen zustän­
digen Sechsten Ausschuß zugewiesen. Damit war diese erste 

prozedurale Hürde überwunden, ohne daß von arabischer 
oder afrikanischer Seite Opposition laut geworden war. 
Die eigentliche Sachdebatte im Ausschuß über den Tagesord­
nungspunkt 123 ließ dann noch bis Ende November auf sich 
warten; die Delegation der Bundesrepublik achtete aber im 
Sechsten Ausschuß schon bei Fest legung der Tagesordnung für 
die noch zu behandelnden Punkte am 10. November darauf, 
daß die Behandlung der Geiselnahme (123) und des Terroris­
mus (113) nicht unmittelbar aufeinanderfolgte. S ie wollte, w i e 
schon erwähnt, ihren Vorschlag nicht mit den derzeit unüber­
brückbaren Gegensätzen belastet sehen, denen die Terroris­
mus-Debatte unterliegt. Zwischen der Behandlung von Gei ­
selnahme und Terrorismus, so beschloß der Ausschuß, wurde 
eine Sitzung für die Erledigung von mitt lerweile verabschie­
dungsreifen Entschließungsentwürfen eingeschoben. 
Die dann noch verbleibende Zeit bis zum Beginn der Sachde­
batte nutzte die Delegation der Bundesrepublik mit intensi ­
v e n Konsultationen. Zwanzig Delegationen trafen sich auf 
deutsche Anregung Mitte Oktober im Sitzungssaal der U N O -
Mission der Bundesrepublik erstmals zu einer Erörterung 
über einen Vorentwurf: Niederlande, Dänemark, Italien, L u ­
xemburg, Österreich, Schweden, Iran, Nepal, Phil ippinen, 
Singapur, Sri Lanka, Ägypten, Elfenbeinküste, Kenia, L ibe ­
ria, Tunesien, Costa Rica, Kolumbien, Surinam und Venezuela. 
Botschafter von Wechmar strebte bei diesem Treffen e ine r e ­
gionale Ausgewogenheit an. Er versuchte, eine zu starke w e s t ­
liche Ubermacht zu vermeiden. Es erforderte diplomatisches 
Geschick, Chile und Israel wissen zu lassen, daß ihre Mitar­
beit aus politischen Nützlichkeitserwägungen in der ersten 
Konsultationsphase nicht erwünscht sei. 
Der erste Entwurf, den die deutsche Delegation in den z u ­
nächst informellen Konsultationen zur Diskussion stellte, 
mußte schon bald geändert werden. In Paragraph 1 des Ent ­
scheidungsteils des Entwurfs waren ursprünglich die Geise l ­
nahmen als »verabscheuungswürdige und unmenschliche« Ta­
ten verurteilt worden — »gleichgültig, w a s die Ursache oder 
der Beweggrund (für sie) sein mögen«. U m erwarteten arabi­
schen und afrikanischen Einsprüchen hiergegen zuvorzukom­
men, wurde Ziffer 1, insbesondere auf Vorhaltungen Irans, 
Sri Lankas und Tunesiens, gestrichen; desgleichen ein entspre­
chender Passus in der Präambel. Nach einigen Sitzungen e i ­
nigte sich die Gruppe auf einen abgeänderten Vorentwurf. 
Auch zu ihm übermittelten blockfreie Länder einige Ände­
rungswünsche; als Mittler zwischen der Gruppe und ihnen 
trat die jugoslawische Delegation in Erscheinung. Be isp ie l s ­
weise verlangte Algerien noch kurz vor Beginn der Ausschuß­
debatte, der Resolutionstext solle rein prozeduraler Natur 
sein. Deshalb dürfe in dem Entwurf noch keine Rede v o n 
Bestrafung oder Auslieferung von Geiselnehmern sein. Über 
diese materiellen Fragen solle allein der Ad-hoc-Ausschuß b e ­
finden, dem man die Ausarbeitung eines Konventionsentwurfs 
übertrage. Die Mitglieder der auf Anregung der Bundesrepu­
blik Deutschland zustandegekommenen Gruppe lehnten diese 
Forderung zunächst ab. 

III 
Die Ausschußdebatte begann am 26. November, e inem Freitag. 
Botschafter von Wechmar legte den deutschen Resolutions­
entwurf4 vor. Ihm schlossen sich als Mitunterzeichner fo lgen­
de Länder an: Österreich, die Zentralafrikanische Republik, 
Kolumbien, Costa Rica, Dänemark, Ekuador, Iran, Italien, 
Liberia, Luxemburg, Nepal, Niederlande, Surinam, Schweden, 
Türkei und Venezuela. Im ausführenden Teil dieses Entwurfs 
heißt es: 
Die Generalversammlung . . . 
1. beschließt die Einsetzung eines aus fünfunddreißig Mitglied­staaten bestehenden Ad-hoc-Ausschusses zur Ausarbeitung eines internationalen Übereinkommens gegen Geiselnahmen 2. ersucht den Präsidenten der Generalversammlung, in Abspra­che mit den Vorsitzenden der Regionalgruppen und auf der Grundlage einer gerechten geographischen Verteilung sowie 
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repräsentativ für die wichtigsten Rechtssysteme der Welt die Mitglieder des Ad-hoc-Ausschusses zu ernennen; 3. ersucht den Ad-hoc-Ausschuß, so bald wie möglich den Ent­wurf für ein internationales Übereinkommen gegen Geisel­nahme auf der Grundlage auszuarbeiten, daß Geiselnahmen verurteilt, verboten und bestraft werden sollen und daß Per­sonen, die solche Akte begehen, gerichtlich verfolgt oder mit dem Ziel der gerichtlichen Verfolgung ausgeliefert werden. 
von Wechmar unterstrich in seiner Erklärung vor dem A u s ­
schuß, daß die deutsche Initiative darauf abziele, unschuldige 
Menschen zu schützen und die Beziehungen zwischen den 
Staaten zu gewährleisten. Geiselnahmen bedeuteten eine B e ­
drohung aller. Der Entwurf gehe ausschließlich von den h u ­
manitären und rechtlichen Aspekten der Geiselnahme aus. In 
Kontakten mit einer großen Zahl von UNO-Mitgl iedern sei 
deutlich geworden, daß das Bemühen u m eine Lösung des 
Problems außerhalb des Bereichs der politischen Kontroverse 
al lgemein verstanden werde. 
Die politische Auseinandersetzung, die die Delegation der 
Bundesrepublik so gern ausgeklammert hätte, blieb dennoch 
nicht aus. Delegierte Portugals, Schwedens, Italiens, Costa Ri­
cas, Bol iviens und Australiens sorgten zwar für einen günsti­
gen Beginn der Debatte, aber der Ergänzungsantrag5, den 
Libyen am Eröffnungstag vorlegte, w ies bereits in die Rich­
tung, aus der Gegenwind zu erwarten war. Libyen verlangte 
den von einigen Ländern bereits während der Phase der i n ­
formellen Konsultationen angeregten Zusatz »unschuldige« 
vor dem Wort »Geiseln« sowie eine Verkürzung des Mandats 
des Ad-hoc-Ausschusses , wobei von Strafverfolgung und A u s ­
lieferung im Resolutionstext keine Rede mehr sein sollte. 
A n dem Wochenende nach dem Freitag, an dem die Debatte 
begonnen hatte, stand Botschafter von Wechmar mehrfach t e ­
lefonisch mit dem Auswärtigen Amt in Bonn in Verbindung, 
u m die durch den l ibyschen Antrag geschaffene neue Situation 
zu erörtern. Nicht nur die Delegation der Bundesrepublik, 
sondern auch die übrigen Miteinbringer befürchteten, daß 
durch den Zusatz des Begriffs »unschuldige« Geiseln einer 
möglicherweise folgenschweren Unterscheidung zwischen »un­
schuldigen« und anderen Geiseln Tür und Tor geöffnet w e r ­
den könnte. Was Änderungswünsche betreffe, sei »bei uns 
noch ein gewisser Spielraum drin«, gab von Wechmar am 
Sonntag zu6. Dies gelte allerdings nicht für den Begriff »un­
schuldige« Geiseln. 

Die Ausschußdebatte selbst verlief im Sinne der Bonner Ini ­
tiative zunächst durchaus positiv. Es stellte sich heraus, daß 
der Bonner Vorschlag nicht nur im westl ichen Lager Unter­
stützung fand. Wirklich harte Opposition ergab sich erst nach 
den ersten zwei Dutzend Rednern. Sie kam erwartungsgemäß 
von Algerien, dessen Delegierter sogleich auf die t ieferl iegen­
den Ursachen von Geiselnahmen zu sprechen kam. Er warnte 
davor, e inen Einzelaspekt des Gesamtproblems herauszugrei­
fen und die politische Handlungsfreiheit von Befre iungsbewe­
gungen im Kampf gegen Rassismus und Kolonial ismus in 
Frage zu stellen. Aber auch der algerische Sprecher wandte 
sich nicht grundsätzlich gegen die Verabschiedung einer Reso­
lution, wenngleich er w ie Libyen einen rein prozeduralen 
Entwurf verlangte. 
Die Delegation der Bundesrepublik im Sechsten Ausschuß, die 
noch durch Bonner Mitarbeiter verstärkt worden war, führte 
eine Strichliste der >Pros<(dafür) und >Cons<(ablehnend). Unter 
den >Cons< wurden im Verlauf der Debatte auch die Ausfüh­
rungen des Irak, des Demokratischen Jemen, Tansanias, 
Somalias und Madagaskars registriert. Die libysche De lega­
tion überraschte in der Debatte durch eine unpolemische, be i ­
nahe sanfte Erklärung, wenngleich sie sich in der Sache u n ­
nachgiebig zeigte. Nicht jede Geisel sei unschuldig. Die Ver­
einten Nationen sollten sich davor hüten, gegen die Interessen 
derjenigen Menschen zu verstoßen, die nach wie vor unter 
e inem kolonialen Joch litten. Grundsätzlich begrüßte die 
libysche Delegation aber die Bonner Initiative und betonte, 
daß die libysche Regierung Geiselnahmen ablehne. 
Noch während der Aussprache im Ausschuß formierten sich 
zwei Verhandlungsgruppen. Ihre Aufgabe sollte es sein, eine 
Kompromißformel zwischen den Miteinbringern des Reso lu­
t ionsentwurfs und den Befürwortern von Abänderungsanträ-
gen zu erarbeiten. Die Seite der Miteinbringer wurde durch 
die Bundesrepublik Deutschland, Iran, Kolumbien, die Zen­
tralafrikanische Republik, Kanada und (vorübergehend) die 
Niederlande vertreten, der >gegnerischen< Verhandlungsgrup­
pe gehörten Sri Lanka, Jugoslawien, Algerien, Libyen und 
Jamaika an. Den beiden Gruppen gelang es in zahlreichen 
Gesprächen und Konsultationen, eine für alle Seiten annehm­
bare Formulierung zu erarbeiten. 
Der Kompromiß basierte wie üblich auf Geben und Nehmen. 
Das Wort »unschuldige« als Attribut zu »Geiseln« war dabei 

Auch zu informellen Ge­sprächen ergibt sich am Rande der Tagungen des Sicherheitsrats Gelegenheit. Im Sitzungsraum sind als Vertreter der westlichen Mitgliedstaaten des Gremi­ums zu sehen (v. 1. n. r.): Rüdiger von Wechmar (Bundesrepublik Deutsch­land), Ivor Richard (Groß­britannien), Jacques Lep-rette (Frankreich), William Barton (Kanada) und An­drew Young (Vereinigte Staaten), Ratspräsident wäh­rend des Monats März. Der Vorsitz im Sicherheitsrat wechselt monatlich; maßge­bend ist die Reihenfolge des englischen Alphabets. 
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für den Kreis der Miteinbringer allerdings nicht verhand­
lungsfähig. Wenn sich Libyen und Algerien sowie deren poli­
tische Freunde in dieser Frage unbeugsam gezeigt hätten, 
wäre die Bonner Initiative vermutlich nicht zum Zuge g e ­
kommen, von Wechmar berichtete Ende Januar nach Bonn, 
im Kreise der Miteinbringer sei man sich einig gewesen, den 
Resolutionsentwurf eher zurückzuziehen, als auf diesen Punkt 
des libyschen Ergänzungsantrags einzugehen. Nachgegeben 
haben die Miteinbringer dagegen in der Frage des Mandats 
für den geplanten Ad-hoc-Ausschuß; das heißt: die Prinzipien 
B e s t r a f u n g oder Auslieferung< werden in dem Resolutions­
text nicht mehr erwähnt, ein Umstand, der nach Auffassung 
Kanadas, Belgiens und Frankreichs die Nützlichkeit der gan­
zen Resolution in Zweifel stellt. 
Der revidierte Textentwurf erschien am 9. Dezember 19767. Die 
Zahl der Miteinbringer stieg auf 38, einschließlich der B u n ­
desrepublik. Damit hatte sich mehr als ein Viertel der Mit­
gliedschaft der Weltorganisation der Bonner Initiative ange­
schlossen. Unter den Miteinbringern waren alle Regionalgrup­
pen vertreten, mit Ausnahme der osteuropäischen. Diese b e ­
trachtete die gesamte Debatte mit e inem gewissen Mißmut 
und vermied klare Stel lungnahmen. 
Im Ausschuß wurde der Entwurf am 10. Dezember ohne förm­
liche Abst immung verabschiedet. Das Plenum der General­
versammlung folgte der Empfehlung des Ausschusses und bi l ­
ligte den vorgeschlagenen Text fünf Tage später, und zwar 
durch al lgemeine Übereinstimmung1. 
von Wechmar ergriff nach der Annahme das Wort und b e ­
tonte, daß wirksame internationale Maßnahmen gegen Geisel­
nahmen auf dem Prinzip der Bestrafung oder Auslieferung 
beruhen müßten, meinte aber gleichzeitig, daß dieser Grund­
satz im Resolutionstext durch Hinweise auf bereits bestehen­
de Konventionen verankert sei. Ein irakischer Sprecher b e ­
mängelte, daß das Recht von Befreiungsbewegungen, für ihre 
Ziele auch Gewalt einzusetzen, nicht in den Text aufgenom­
men wurde. Bei einer formellen Abstimmung, so erklärte er, 
hätte sich sein Land der St imme enthalten. 
In den Vereinten Nationen rechnet kaum jemand damit, daß 
die 35 Mitglieder des Ad-hoc-Ausschusses , die im August 1977 

für drei Wochen zur Ausarbeitung eines Konventionsentwurfs 
zusammentreten werden, bereits in diesem Jahr zu e inem Er­
gebnis kommen. In der Ständigen Vertretung der Bundesre­
publik Deutschland ist man sich im klaren darüber, daß die 
eigentlichen Schwierigkeiten erst bevorstehen. Der bisherige 
Erfolg beschränkt sich im wesentl ichen auf den Verfahrens­
bereich. Dennoch geben die posit iven Erfahrungen mit dem 
prozeduralen Vorspiel, so glauben deutsche Diplomaten am 
Sitz der Vereinten Nationen, Anlaß zu gedämpftem Optimis­
mus auch für das Zustandekommen eines akzeptablen K o n ­
ventionsentwurfs — ein Optimismus, den nicht alle Beobach­
ter teilen. 
Sollte sich der Optimismus als gerechtfertigt erweisen, so wäre 
mit e inem Inkrafttreten einer internationalen Konvention g e ­
gen Geiselnahme frühestens zu Beginn der achtziger Jahre 
zu rechnen. Die Bundesrepublik Deutschland, die sich auf­
grund ihrer Geiselnahme-Init iat ive in den Vereinten Nationen 
mit Recht e inen Prest igegewinn verdiente, ist nicht gewil l t 
das > German Item< in der bevorstehenden substantiellen Ver­
handlungsphase se inem Schicksal zu überlassen. Erfolg oder 
Mißerfolg ihrer Init iative wird sich letzten Endes daran m e s ­
sen lassen, welchen Niederschlag ihre Forderung nach B e ­
strafung oder Auslieferung von Geiselnehmern in e inem K o n ­
ventionsentwurf findet. 
Abschließend ist festzustellen: Es ist der Bonner Diplomatie 
gelungen, ihre Initiative aus der politisch brisanten Terroris­
mus-Debatte herauszuhalten, sie vermied, mit dem Anklage ­
finger auf best immte Gruppen oder Länder zu weisen, und 
sie bewies politisches Geschick im >timing<: sie brachte ihren 
Vorschlag zu e inem Zeitpunkt ein, zu dem kein einziger Staat 
die Geiselnahme als legitimes Instrument zur Durchsetzung 
politischer Ziele entschuldigen mochte. 
Anmerkungen 
1 Deutscher Text der Resolution A/31/103 s. VN 1/1977 S. 30. 2 In einem Gespräch mit der Deutschen Presse-Agentur (dpa). 3 Text der Rede von Bundesminister H.-D. Genscher vor der 31. UN-Generalversammlung s. VN 5/1976 S. 129 ff. 4 UN-DOC.A/C.6/31/L.10. 5 UN-D0C.A/C.6/31/L.ll. 6 Vgl. Anm. 2. 7 UN-Doc.A/C.6/31/L.10/Rev.l. 

Das UN Übereinkommen über die Verminderung der Staatenlosigkeit 

i 
Die Bundesrepublik Deutschland, die mit Gesetz v o m 27. A u ­
gust 1973 dem Ubereinkommen der Vereinten Nationen über 
die Staatsangehörigkeit verheirateter Frauen (Convention on 
the Nationality of Married Women) vom 29. Januar 1957 be i ­
getreten ist1, beabsichtigt nunmehr, auch das weitere U N -
Übereinkommen auf dem Gebiet der Staatsangehörigkeit, das 
Ubereinkommen über die Verminderung der Staatenlosigkeit 
(Convention on the Reduction of Statelessness) vom 30. August 
1961, den Gesetzgebungskörperschaften zur Zust immung nach 
Art. 59 Abs. 2 des Grundgesetzes (GG) vorzulegen (deutscher 
Text s. S. 63 f. dieser Ausgabe). 

II 
Staatenlosigkeit ist eine Erscheinung, die so alt ist w ie der 
Begriff der Staatsangehörigkeit selbst. Nach dem Völkerrecht 
der Staatsangehörigkeit ist eine Person staatenlos, w e n n kein 
Staat sie nach se inem innerstaatlichen Recht als eigenen 
Staatsangehörigen ansieht. Da die Regelung der Staatsange­
hörigkeit zum nationalen Zuständigkeitsbereich der Staaten 
gehört, zu der sogenannten >domaine reserved, und eine inter­
nationale Vereinbarung fehlt, die den Erwerb oder den Ver­
lust der Staatsangehörigkeit regelt, kann sich aus dem Zusam-

OLAF REERMANN 

mentreffen der Rechtsordnungen mit unterschiedlichen einzel­
staatlichen Staatsangehörigkeitsnormen ergeben, daß b e ­
st immte Personen vom Mechanismus dieser Regeln so erfaßt 
werden, daß sie etwa Staatenlose bereits durch Geburt w e r ­
den oder die zunächst erworbene Staatsangehörigkeit verl ie ­
ren, ohne eine andere zu erwerben. 
Während die sich aus der Nichtübereinstimmung der staats­
angehörigkeitsrechtlichen Regelungen der Einzelstaaten erge­
bende Staatenlosigkeit ke inen nennenswerten Umfang er­
reicht, sind durch die beiden Weltkriege, die damit zusam­
menhängenden Gebietsveränderungen und nachfolgenden po­
litischen Umwälzungen Mill ionen Menschen staatenlos g e ­
worden. Hier sei nur erinnert an die Ausbürgerung der aus 
Rußland geflüchteten Gegner des Bolschewismus durch die 
sowjet-russischen Dekrete v o n 1921 und 1924 oder die Zwangs ­
ausbürgerung der Gegner des Nationalsozialismus und Juden 
durch das Deutsche Reich, insbesondere durch die 11. Verord­
nung zum Reichsbürgergesetz vom 25. November 19412. Se i t ­
dem ist die Staatenlosigkeit ernsthaft zu e inem Problem g e ­
worden, dem durch einzelstaatliche Maßnahmen allein nicht 
mehr begegnet werden kann. Deshalb erscheint es notwendig, 
die Lösung auf breiterer Grundlage durch internationale Ver -
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